
 

                      

                                        

 
 
 
 

Entwicklungspolitische Diskussionstage 2007 
 

Wasch mir den Pelz aber mach mich nicht nass  
– Demokratieförderung in demokratischen Staaten  

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Dokumentation der Veranstaltung vom 27. April 2007, 

in der Galerie der Heinrich Böll Stiftung in Berlin 

 



 

 

 

 
Entwicklungspolitische Diskussionstage 2007 

Wasch mir den Pelz aber mach mich nicht nass            
- Demokratieförderung in autoritären Staaten 

Dokumentation der Veranstaltung vom 27. April 2007 in Berlin 

 

 

 

 

 

HUMBOLDT-UNIVERSITÄT ZU BERLIN 

Landwirtschaftlich-Gärtnerische Fakultät 

Schriftenreihe des Seminars für Ländliche Entwicklung 

ReferentInnen:     Veranstalter: 
 
Dr. Gero Erdmann  (GIGA)   Seminar für Ländliche Entwicklung 
Christian Grünhagen  (BMZ)   Humboldt Universität zu Berlin und 
Klaus Linsenmeier  (HBS)   Heinrich Böll Stiftung 
    
 
       Durchführung und Moderation: 
      
       Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 
       45. Jahrgangs des Seminars für  
       Ländliche Entwicklung (SLE) und  
       Stipendiatinnen und Stipendiaten  
       der Heinrich Böll Stiftung 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schriftenreihe des SLE (Seminar für Ländliche Entwicklung) 
Publication Series by Centre for Advanced Training in Rural Development 
 
Herausgeber/   SLE – Seminar für Ländliche Entwicklung 
Editors    Humboldt-Universität zu Berlin 
    Hessische Str. 1-2, 10099 Berlin,  
    Telefon:  +49-(0)30-2093 6900 
    Fax:   +49-(0)30-2093 6904 
    Email:  sle@agrar.hu-berlin.de 
    Internet: www.berlinerseminar.de 
 
Redaktion/   Gregor Maaß; Karin Fiege; Iris Paulus 
Managing Editor  Seminar für Ländliche Entwicklung 
 
Vertrieb/   SLE – Seminar für Ländliche Entwicklung 
Distributors   e-mail:  sabine.doerr@agrar.hu-berlin.de 
 
Copyright 2005 by  SLE – Seminar für Ländliche Entwicklung 
 
ISBN    3-936602-31-x (d) 
 
Nr. in SLE-Reihe  S 227 d (Demokratieförderung in autoritären Staaten) 



II DEMOKRATIEFÖRDERUNG IN AUTORITÄREN STAATEN 

Vorwort  

Die seit 2002 jährlich stattfindenden Entwicklungspolitischen Diskussionstage 
haben sich im Berliner Raum und darüber hinaus zu einem festen Bestandteil 
des Meinungsaustauschs über Entwicklungszusammenarbeit etabliert. 
Eingeladen vom Seminar für Ländliche Entwicklung (SLE) und der Heinrich-Böll-
Stiftung (HBS) diskutierten auch in diesem Jahr vom 24. bis zum 27. April 
Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Politik und Praxis jeweils halbtägig 
zu aktuellen Themen der Entwicklungspolitik: 

• „Win-win-win“: Paradigmenwechsel in der Migrationspolitik? - Die aktuelle 
Debatte um Migration und Entwicklung  

• Chinas Engagement in Afrika – Chance oder Risiko? 

• Landwirtschaft - Vom Stiefkind der Entwicklungszusammenarbeit zum 
Hoffnungsträger in der Armutsbekämpfung? 

• „Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass!“ - Demokratieförderung in 
autoritären Staaten 

Die Veranstaltungen wurden von Stipendiatinnen und Stipendiaten der HBS 
sowie den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des 45. Jahrgangs des SLE 
vorbereitet und moderiert. Die Entwicklungspolitischen Diskussionstage sind 
Bestandteil des Ausbildungsprogramms des SLE, das Nachwuchskräfte für die 
Internationale Zusammenarbeit ausbildet. Die HBS stellte die Räumlichkeiten 
und finanzielle Mittel zur Verfügung.   

Die vorliegende Dokumentation hält die Diskussionen der vier Tage fest und 
beinhaltet zu jedem Thema die Beiträge der Referentinnen und Referenten. 
Darüber hinaus sind die wichtigsten Stränge und Kontroversen der Podiums- und 
Publikumsdiskussionen zusammengefasst. Wir hoffen, dass wir die vielen 
interessanten Anstöße und Anregungen der vier Veranstaltungstage somit an 
eine breite Fachöffentlichkeit weitergeben können.   

An dieser Stelle sei noch einmal allen gedankt, die zum Gelingen der 
Entwicklungspolitischen Diskussionstage 2007 beigetragen haben.   

Dr. Karin Fiege (SLE)          Klaus Linsenmeier (HBS) 
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1 Wasch mir den Pelz aber mach mich nicht 
nass – Demokratieförderung in autoritären 
Staaten 

Vorbereitungs- und Moderationsteam: Kristian Brakel, Eva Bräth, Johannes 
Edelmann, Dr. Karin Fiege, Sascha Reebs, Alexander Schrade, Simon Stumpf. 

1.1. Dilemmata externer Demokratieförderung             
- Inhaltliche Einführung 

Beitrag von Kristian Brakel (Vorbereitungsteam) 

Seit der Neugestaltung der Staatenwelt durch das Ende des Kalten Krieges 
Anfang der neunziger Jahre ist das Thema Demokratieförderung als 
Handlungsfeld der Entwicklungszusammenarbeit in Afrika und Lateinamerika, vor 
allem aber in den Ländern Mittel- und Osteuropas, hervorgetreten.  

Während man es aber bei den Staaten Mittel- und Osteuropas mit einer Aufgabe 
zu tun hatte, die von internen Akteuren wie Parteien, Gewerkschaften oder 
NGOs nachgefragt wurde, sieht sich die Entwicklungszusammenarbeit 
spätestens seit den Sicherheitsdebatten nach dem 11. September mit der Frage 
konfrontiert, wie demokratischer Wandel in Ländern befördert werden kann, in 
denen sich zumindest die Staatsführung einer gewollten Transition klar 
widersetzt. Wo keine Nachfrage, da auch kein Markt – ein Prinzip, das oft auch in 
der Entwicklungszusammenarbeit gilt. Kommt es so nicht zu dem Paradoxon, 
dass gerade in den Staaten, die – gekennzeichnet durch autoritäre Herrschaft – 
eine Liberalisierung und auch Demokratisierung am nötigsten hätten, die externe 
Demokratieförderung am wenigsten ausrichten kann und sich daher vornehm 
zurückhält? 

Die Grenzen zwischen den verschiedenen Typen von politischen Systemen sind 
fließend: ‘halboffene Systeme’, ‘liberalisierte Autokratien’ oder die gerade in Sub-
Sahara Afrika im Zuge der letzten größeren Demokratisierungswelle entstanden 
‘defekten Demokratien’ – es gibt zahlreiche Hybrid-Staaten die einerseits 
Merkmale demokratischer Herrschaft hervorgebracht haben, während sie 
andererseits vorher bestehende autokratische  Strukturen übernommen und 
weitergeführt haben.  

 



2 DEMOKRATIEFÖRDERUNG IN AUTORITÄREN STAATEN 

In vielen Ländern ist demokratische Liberalisierung oft ein Mittel, um Geber und 
Bürger kurzfristig ruhig zu stimmen, während ein echter Systemwandel nicht 
ernsthaft beabsichtigt ist. Es stellt sich die Frage, wie die Entwicklungs-
zusammenarbeit hier trotzdem effektiv bleiben kann, ohne als bloßes Feigenblatt 
des Systems zu dienen. 

Während klar ist, dass gut funktionierende staatliche Strukturen die Sicherung 
von Eigentumsrechten und andere Elemente von guter Verwaltung und 
wirtschaftlichem Wachstum begünstigen, fehlt bis heute der empirische 
Nachweis dafür, dass die Gewährung politischer und bürgerlicher Freiheiten 
einen wesentlichen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung leistet. Kritiker wie 
der ehemalige singapurische Premierminister Lee merkten sogar an, dass in 
Zeiten schwerer sozialer Einschnitte und harscher ökonomischer 
Reformprogramme ein nicht demokratischer Staat handlungsfähiger und 
angebrachter wäre, da er den in einem demokratischen System zu erwartenden 
Protest von Interessensgruppen unterbindet. Demokratie sei eben, so Lee, ein 
Luxus den sich nur derjenige leisten könne, der nicht Tag für Tag mit der 
Sicherung seines Überlebens beschäftigt sei. In den Chor der Stimmen, die 
solche und ähnliche Konzepte unterstützen, haben sich viele Staatschefs nicht 
demokratischer Staaten eingereiht. Während sie dieses Mantra aufrecht 
erhalten, hat sich spätestens seit Amartya Sens berühmten Aufsatz 
‘Development as Freedom’  eine starke Gegenstimme gebildet, dass Demokratie 
nicht nur eine günstige Voraussetzung für  Entwicklung sei, sondern eben auch 
ein Ziel an sich, und dass man für seine Umsetzung ‘nicht erst auf das Kommen 
eines allgemeinen Wohlstandes warten kann’. Demokratie und Entwicklung – so 
lässt sich inzwischen mit Blick nach Lateinamerika und Afrika vermuten – folgen 
wohl unterschiedlichen Pfaden und bedingen sich nicht zwangsläufig.  

Vor diesem Hintergrund scheint die Demokratieförderung im Dienste der 
Entwicklungszusammenarbeit eher Teil eines Wunschdenkens zu sein, welches 
postuliert, dass sich die Entwicklungspolitik nicht länger allein an Projekten 
aufreiben soll, sondern mehr und mehr politischen Einfluss auf bestehende 
Strukturen nehmen soll. Dennoch ist die Demokratieförderung auf der Agenda 
der Geberstaaten: Demokratie, so hofft man, bringt langfristig Stabilität und 
sichere Märkte, senkt den Migrationsdruck und erhöht die Sicherheit für die 
Nachbarstaaten.  

Der Weg von der Liberalisierung des autoritären Systems bis zu einer 
konsolidierten Demokratie ist, wie die Transformationsforschung aufzeigt, sehr 
lang. Staaten im Wandel fallen leicht in autoritäre Strukturen zurück, neigen zu 
Instabilität und sind unberechenbar. Ein klassisches Dilemma der Demokratie-
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förderung: Sollen Geberstaaten wie Deutschland auch dort Demokratie fördern, 
wo die Resultate dieser Förderung zumindest mittelfristig eher Ergebnisse und 
Akteure hervorbringen könnten, die Geberinteressen zuwider laufen? 

Viele Geberländer, vor allem aber die EU, setzen deswegen auf langsame, 
sanfte Veränderungen in einer möglichst stabilen Transition, um die genannten 
Risiken zu vermeiden. Statt dem amerikanischen Prinzip des ‘Regimewechsels’ 
setzt man in Europa auf die Veränderung durch die Ausübung ‘sanften Drucks’,  
der ‘soft power’. Aber ob dieses Prinzip besser funktioniert oder letztendlich nur 
ein Dialog zwischen Blinden und Tauben ist, bleibt in vielen Fällen noch 
abzuwarten. Es bleibt offen, wieviel Zwang legitim, wieviel möglich und wie viel 
notwendig ist, um Autokraten zu mehr demokratischer Öffnung zu bewegen.  

Die Demokratieförderung kennt viele Ansatzpunkte und Methoden: 
Parteienförderung, Aufbau von Zivilgesellschaft oder die Unterstützung 
demokratischer Institutionen sind nur einige der Instrumente aus dem 
Werkzeugkoffer der Demokratieförderer. Doch sind gerade in autoritären 
Staaten, die sich gegen die Demokratisierung sträuben, die Möglichkeiten 
begrenzt. 

Aus den Erfahrungen in Mittel- und Osteuropa, Lateinamerika und Afrika ist 
bekannt, dass funktionierende Institutionen eine wichtige Rolle spielen. Doch wer 
füllt diese Institutionen mit Leben und neuen demokratischen Ideen, wenn nicht 
eine aktive demokratische Gesellschaft? Der Vorrang, den die 
Institutionenförderung inzwischen oft bekommen hat blendet aus, dass es alleine 
mit Strukturen nicht getan ist. Auf der anderen Seite ist aber auch die 
Zivilgesellschaft nur dort wirksam, wo sie Veränderung gestalten kann und ein 
vitales Interesse breiter Bevölkerungsschichten an der Demokratisierung 
entwickeln kann. Renten- und Patronagesysteme, vor allem aber eine 
Entfremdung der Eliten von der Bevölkerung, stehen dem oft entgegen. Wenn 
diese Instrumente nur zusammen wirksam sein können, muss dann die 
Entwicklungszusammenarbeit nicht viel eher auf die Außenpolitik verweisen, 
deren Aufgabe es ist, die richtigen Rahmenbedingungen zu schaffen, innerhalb 
derer eine wirkungsvolle Arbeit erst stattfinden kann? Und wenn ja, lässt die 
Entwicklungszusammenarbeit nicht selbst zu, in den Dienst einer Sache – in 
diesem Fall der Außenpolitik – gestellt zu werden, die wichtigen Elemente von 
Entwicklungszusammenarbeit wie Partnerschaftlichkeit und Zielgruppen-
orientierung nur wenig Priorität beimisst? 
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Christian Grünhagen 

1.2. Demokratieförderung im Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Beitrag von Christian Grünhagen – Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Diskussion um Demokratieförderung in autoritären Staaten steht im engen 
Zusammenhang mit verschiedenen Prozessen im BMZ und auf der inter-
nationalen Bühne. Sie ist besonders relevant für Strategiebildungsprozesse zum 
Umgang mit fragilen Staaten und Ländern mit schlechter Regierungsführung. In 
der Pariser Erklärung 2005 haben sich die Geberstaaten unter anderem das Ziel 
gesetzt, legitime gesellschaftliche Institutionen aufzubauen und zu stärken. 

Die OECD hat Prinzipien für den Umgang mit fragilen Staaten erarbeitet, die 
auch die Grundlagen des kommenden BMZ-Konzepts für die entwicklungs-
orientierte Zusammenarbeit im Kontext fragiler Staatlichkeit und schlechter 
Regierungsführung bilden. In diesem Zusammenhang hat die Stärkung demo-
kratischer Institutionen eine zentrale Rolle inne. 

Transformationsprozesse von autoritären zu demokratischen Staaten sind sehr 
komplex und noch ein relativ unbekanntes Feld. Die Entwicklung einer Gesell-
schaft hängt eben nicht ausschlieβlich von staatlicher Politik und den Aktivitäten 
von Parteien und NGOs ab. Ebenso wird sie von Machtstrukturen, Vetoakteuren, 
Geschlechterbeziehungen und sehr vielem mehr geprägt. Letztendlich geht es 



DEMOKRATIEFÖRDERUNG IN AUTORITÄREN STAATEN 5 

bei der Demokratieförderung um das demokratische Zusammenspiel aller gesell-
schaftlichen Akteure und Kräfte, und damit einer Veränderung ihrer Beziehungen 
zueinander. 

Die Rolle der Akteure der Entwicklungszusammenarbeit darf hier nicht überbe-
wertet werden. Die Möglichkeiten, Demokratie von Auβen zu fördern, sind sehr 
begrenzt, denn Demokratisierungsprozesse sind per se innergesellschaftliche 
Prozesse, brauchen Zeit und sind in einer längerfristigen Perspektive zu sehen. 

Dennoch kann und muss die Entwicklungszusammenarbeit auch in diesem 
Bereich etwas tun: Autoritäre Systeme sind vor allem unter den Least Developed 
Countries zu finden. Und auch wenn man von ökonomischen Faktoren absieht: 
Demokratien können besser das Recht eines jeden auf ein Leben in Würde und 
Freiheit sichern, demokratische Kontrolle erschwert Menschenrechtsver-
letzungen und Amtsmissbrauch, und demokratischen Regierungen fällt es viel 
schwerer, grundlegende Rechte und Bedürfnisse ihrer Bürger zu ignorieren. 

Jedoch darf nicht vergessen werden, dass sich Demokratieförderung einer Reihe 
von Dilemmata gegenüber sieht. An erster Stelle steht hier sicherlich, dass 
gerade in Staaten, die der Demokratieförderung am meisten bedürfen, diese am 
wenigsten erfolgsversprechend ist. Ein zweites Dilemma ist die Erkenntnis, dass 
Demokratisierung in den meisten Staaten eine zunächst destabilisierende 
Wirkung hat, und dass sich transformierende Staaten wesentlich gewaltanfälliger 
sind als stabile Autokratien.  Ebenso ist immer unsicher, ob am Ende der 
Transformation tatsächlich eine Demokratie oder nicht vielmehr ein hybrides oder 
wieder ein autoritäres Regime steht. 

Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit vertritt kein spezifisches Demokratie-
modell. Vielmehr verfolgt das BMZ den Ansatz, dass in jedem Partnerland die 
spezifischen Rahmenbedingungen berücksichtigt werden. Dennoch bilden einige 
Merkmale die Grundlage aller Demokratiebemühungen: Die regelmäβige 
Durchführung freier und fairer Wahlen, eine lebendige Zivilgesellschaft, die 
Beteiligung der Bevölkerung am politischen Prozess jenseits von Wahlen und 
damit die demokratische Legitimität von politischen Entscheidungen. 

Die Kriterien für eine funktionierende Demokratie beinhalten eine 
Gewaltenteilung, ein System der checks and balances, Rechtsstaatlichkeit, freie 
und unabhängige Medien sowie Achtung, Schutz und Gewährleistung aller 
Menschenrechte. 
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Dementsprechend geht es auch bei der Demokratieförderung um die Durch-
setzung demokratischer Prinzipien, die den Bezugsrahmen für Maβnahmen in 
den Partnerländern abstecken. Dabei müssen jedoch entsprechend der 
politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sehr unter-
schiedliche Ansätze gewählt werden. Dazu gehört auch der Umstand, dass es 
sich bei dem Partnerland um ein autokratisches System handelt. Ebenso müssen 
die Unterschiede zwischen verschiedenen autokratischen Staaten berücksichtigt 
werden. In jedem Fall muss die Demokratieförderung auf einem Prozess des 
Austauschs und des Dialogs mit den lokalen Partnern, auf einer längerfristigen 
Verpflichtung der Geber und auf einer Präsenz vor Ort aufbauen. Da ein 
lebendiges Zusammenspiel von Staat und Gesellschaft und die Entstehung einer 
demokratischen Kultur essentiell für die Demokratie sind, müssen beide in der 
Demokratieförderung berücksichtigt und gestärkt werden. Die Unterstützung von 
Demokratisierungsprozessen muss demnach auf unterschiedlichen Ebenen 
ansetzen. 

Zivilgesellschaftliche Akteure wie Kirchen, politische Stiftungen und NGOs haben 
bei der Demokratieförderung gegenüber staatlichen Akteuren einen 
entscheidenden Vorteil: Sie sind nicht vom Willen und der Bereitschaft der 
Partnerregierung zu politischen Reformen abhängig und können Demokratie 
auch in Ländern fördern, in denen der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit 
der Zugang verwehrt ist. Nichtregierungsorganisationen können besonders gut 
reformorientierte Kräfte, und damit eine Demokratisierung ‘von unten’ unter-
stützen. Ihr Instrumentarium ist flexibler und reaktionsschneller als das von 
staatlichen Akteuren, sowohl was den Mitteleinsatz, die Partnerwahl, die 
Auswahl der Handlungsfelder als auch die Projektdurchführung angeht. Doch 
auch die Möglichkeiten von nichtstaatlichen Akteuren sind begrenzt. Sie können, 
wie das Beispiel der Friedrich-Naumann-Stiftung in Russland zeigt, des Landes 
verwiesen werden oder durch Beschränkungen in der Ausführung ihrer Arbeit 
behindert werden. 

Hinsichtlich der verschiedenen Formen der Demokratieförderung kann man 
zwischen direkter und indirekter Demokratieförderung unterscheiden. Die direkte 
Demokratieförderung betrifft die so genannte Input-Legitimation, daher die 
politischen Entscheidungsfindungsprozesse. Dies umfasst die Förderung 
demokratischer Institutionen und Prozesse durch die Unterstützung von Parla-
menten, Wahlen und der Verfassung sowie die Förderung der Partizipation der 
Zivilgesellschaft am politischen Prozess durch die Stärkung von Minderheiten, 
Medien und politischer Bildung. 
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Die indirekte Demokratieförderung beinhaltet die Stärkung der Output-
Funktionen eines Staates. Statt der demokratischen Legitimität per se wird der 
Staat als Ganzes durch die Förderung von Recht und Justiz, Korruptionsbe-
kämpfung und Reformen der Verwaltung gestärkt.  

Die direkte Demokratieförderung erscheint dann sinnvoll, wenn im Partnerland 
bereits Akteure existieren, welche das Ziel von Reformen und Demokratisierung 
teilen. In autoritären Staaten hingegen, in denen der Transformationsprozess 
noch nicht begonnen hat, gestaltet sich der direkte Ansatz als sehr schwierig. 
Hier kann die Demokratieförderung entweder innerhalb der bestehenden 
Rahmenbedingungen arbeiten, oder versuchen diese zu ändern.  

Auch die Zusammenarbeit innerhalb autoritärer Rahmenbedingungen kann nicht 
grundsätzlich verurteilt werden. Wenngleich die Steigerung von Effizienz der 
Regierungsführung innerhalb autoritärer Regime nicht deren Demokratisierung 
zur Folge hat, kann sie Willkürentscheidungen entgegenwirken. Wenn beispiels-
weise autoritäre Staaten internationalen Konventionen beigetreten sind, kann die 
Zusammenarbeit mit diesen Staaten bei der Umsetzung eben dieser helfen. 

Zusammenarbeit mit dem Ziel die autoritären Rahmenbedingungen zu ändern 
muss einen entscheidenden Schritt weiter gehen und Reformen und 
Liberalisierungsprozesse unterstützen. Beispielsweise können Reformkräfte 
inner- und auβerhalb des Regierungskreises gestärkt und Medien zur Verbes-
serung der Meinungs- und Informationsfreiheit unterstützt werden. Solange diese 
Reformprozesse von den Partnerregierungen nicht unterstützt werden, bleibt 
dies in erster Linie Aufgabe nichtstaatlicher Akteure. 

In Fällen, in denen autoritäre Regime selbst ein Interesse an demokratischen 
Reformen bekunden, öffnen sich insbesondere für die staatliche 
Entwicklungszusammenarbeit zahlreiche Möglichkeiten, durch Vermittlung inter-
nationaler Erfahrungen zu einem konstruktiven Austausch zwischen Staat und 
Gesellschaft beizutragen sowie Parlamente zu professionalisieren und ihre Arbeit 
und Funktion zu stärken.  

Unabhängig davon welche dieser Handlungsmöglichkeiten sich in autoritären 
Staaten ergeben, sollte der Dialog mit Staat und Gesellschaft in jedem Fall 
aufrechterhalten werden. 
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Dr. Gero Erdmann (links) 

1.3. Vier Thesen zur Demokratieförderung 

Beitrag von Dr. Gero Erdmann – German Institute of Global and Area Studies (GIGA) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei der Diskussion des sehr vielfältigen und komplexen Themas der 
Demokratieförderung ist es hilfreich, sich vier Aspekte zu vergegenwärtigen, die 
im Folgenden als Thesen formuliert sind: 

• Wir wissen nicht, ob und wie Demokratieförderung überhaupt funktioniert. 

• Demokratie darf aus politisch-moralischer Sicht von außen gefördert 
werden.  

• Es gibt keine Blaupause der Demokratieförderung, sondern sie muss an 
den jeweiligen Regimetypen und Phasen der Demokratisierung orientiert 
werden. 

• Demokratieförderung ist in erster Linie ein politische, und erst in zweiter 
Linie eine technisch-administrative Intervention. 

These 1: Wir wissen nicht, ob und wie Demokratieförderung überhaupt 
funktioniert 

Die Forschung hat keine belastbaren Erkenntnisse darüber, welche Effekte und 
Wirkungen externe Demokratieförderung oder externe Einflüsse haben. Die 
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zahlreichen inneren und äußeren Faktoren, die bei Demokratisierungsprozessen 
eine Rolle spielen sind sehr komplex. Die Transitionsforschung, die sich seit 
Mitte der 80er Jahre mit den Demokratisierungen der dritten Welle befasst hat, 
stellte schon früh, wie im 1986 publizierten Klassiker ‘Transitions from 
Authoritarian Rule’ von Guillermo O’Donnell, Philippe C. Schmitter und Lawrence 
Whitehead, fest, dass externe Faktoren bei Demokratisierungsprozessen keine 
Rolle spielen. Dieses Paradigma, dass Demokratisierungsprozesse exklusiv 
interne Prozesse sind, herrschte bis Mitte der 90er Jahre in der Transitions-
forschung vor. Bis dahin gab es im Kern nur zwei Außenseiter (L. Whitehead und 
G. Pridham), die behauptet haben, dass die externen Faktoren doch wichtig 
seien. Seither hat sich das deutlich geändert, auch wenn der Zusammenhang mit 
externen Faktoren oft nur behauptet, seltener wirklich empirisch untersucht wird. 
Bis heute bleibt dieses Forschungsfeld unterentwickelt. Bei einer Tagung des 
Arbeitskreis Demokratieforschung der Deutschen Vereinigung für Politik-
wissenschaft in Berlin Ende letzten Jahres, auf der die Wirkungen von externen 
Faktoren bei der Demokratisierung im Blickpunkt standen, wurden zwar sehr 
viele Papiere eingereicht – ein Beweis, dass man sich zunehmend mit diesem 
Gebiet beschäftigt – jedoch befassten sich alle diese Papiere mit Politiken und 
Strategien der Demokratieförderung, jedoch nicht mit der Frage, welche Wirkung 
die Demokratieförderung überhaupt hat.  

Ein Grund für das Fehlen derartiger Analysen sind mit Sicherheit die zahlreichen 
Forschungsprobleme. Interne und externe Faktoren lassen sich nur schwer un-
terscheiden und isolieren. Zugleich existiert eine Vielfalt von externen Faktoren, 
die zu berücksichtigen sind: Neben den klassischen Positivmaßnahmen der De-
mokratieförderung sind dies die allgemeine Außenpolitik, die Außenwirtschafts-
politik, wirtschaftliche und entwicklungspolitische Konditionalitäten und die Ent-
wicklungszusammenarbeit selbst, die auf ein Land einwirken. Zudem gibt es ver-
schiedene Akteure – z. B. Staaten, politische Stiftungen, Nichtregierungsorgani-
sationen und kirchliche Hilfswerke – die in unterschiedlicher Weise Demokratie-
förderung betreiben. Hinzu kommen jeweils mehrere Demokratieförderer aus den 
USA, England und anderen europäischen Staaten, die alle mit ihren eigenen 
Strategien arbeiten. Komplizierter wird es noch dadurch, dass es verschiedene 
Ansatzpunkte zur Demokratieförderung gibt: Zivilgesellschaft, Parteien, Parla-
ment und staatliche Behörden. Zu isolieren, welcher Akteur oder welche Maß-
nahme einen Beitrag zu Demokratisierung leistet, ist nur sehr schwer möglich.  

Das Beispiel der politischen Bildung kann dies illustrieren: Politische Bildung ist 
Teil fast aller Demokratieförderprojekte. Dabei kann nicht einmal hier in 
Deutschland mit Sicherheit gesagt werden, welche Effekte die politische Bildung 
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auf die Entwicklung der Demokratie nach dem 2. Weltkrieg gehabt hat. 
Vermutlich werden die Einflüsse der externen Demokratieförderung generell 
überschätzt. 

These 2: Demokratisierung darf aus politisch-moralischer Sicht von außen 
gefördert werden  

Lange Zeit war umstritten, ob die Demokratieförderung überhaupt legitim sei. Der 
Vorwurf des westlichen Werteimperialismus wurde erhoben oder es wurde 
behauptet, dass die Demokratie auf Grund der Armut in vielen Ländern 
gesellschaftlich überhaupt nicht tragfähig sei – die Länder nicht ‘reif’ für 
Demokratie seien. Der Großteil dieser Debatte ist, wenngleich sie in den letzten 
Jahren erneut entfachte, weitgehend erledigt. Demokratie und Menschenrechte 
sind nicht nur ihrem Anspruch nach universell, sondern sie werden auch in allen 
Gesellschaften von irgendwelchen Gruppen vertreten. Von Werteimperialismus 
kann somit nicht gesprochen werden, zumal sich Ansätze dieser Werte, wie zum 
Beispiel der Schutz des Individuums vor Übergriffen der Herrschenden oder der 
Staatsgewalt, auch in allen traditionellen Gesellschaften finden. Die Werte der 
Menschenrechte und der Demokratie wurden von allen Staaten ohnehin 
anerkannt, als sie den Vereinten Nationen beigetreten sind.  

Auch Armut, so zeigte sich in vielen Ländern nach dem Ende des Kalten Krieges, 
ist kein Hindernis für die Errichtung einer Demokratie – mit der Einschränkung, 
das die Demokratie in wohlhabenden Ländern leichter zu erhalten ist.  

Diese Wertedebatte war in der Vergangenheit oft auch sehr unstimmig. Während 
westliche Regierungen und auch die Solidaritätsbewegung gegenüber dem 
Apartheidsregime in Südafrika lange auf dem Schutz der Menschenrechte und 
der Einführung der Demokratie bestanden, blieben viele andere autoritäre, Men-
schenrechte verletzende Staaten in Afrika von diesen Forderungen verschont. 

These 3: Bei der Demokratieförderung kann es keine allgemeine, umfassende Stra-
tegie geben, sondern sie muss regime- und phasenorientiert erfolgen 

In der Debatte um die Demokratieförderung tauchte bisweilen der Gedanken auf, 
es könne eine große Strategie und überall die gleichen Ansatzpunkte, Rezepte 
und Instrumente geben, wie die Demokratisierung zu befördern sei. Tatsächlich 
verhalten sich manche Förderer in der Praxis so. Peter Burnell hat dem sehr klar 
eine Absage erteilt – und das gehört heute zumindest in der Wissenschaft zum 
Allgemeingut. Dennoch fehlt in der Praxis oft die Anpassung der 
Demokratieförderung an die jeweiligen Kontextbedingungen, selbst wenn diese 
als hybride oder autoritäre Regime klassifiziert worden sind. Dabei sind die 
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Arbeitsbedingungen, sowohl für zivilgesellschaftliche Akteure als auch für 
staatliche Akteure in hybriden und autoritären Regime jeweils unterschiedlich, 
zumal auch in gerade demokratisierten Partnerländern. Ebenso bedarf es 
während der Liberalisierungsphase des Demokratisierungsprozesses anderer 
Methoden als während der Konsolidierungsphase. Daher muss es für jedes Land 
eine gründliche politische, ökonomische und gesellschaftliche Analyse geben, 
auf deren Basis ein Gesamtkonzept erstellt wird, in welchen Zeiten und unter 
welchen Bedingungen welche Strategien verfolgt werden können. 

These 4: Demokratieförderung ist in erster Linie ein politische, und erst in 
zweiter Linie eine technisch-administrative Intervention 

Das Primat des Politischen muss immer vor der technischen und finanziellen 
Zusammenarbeit erhalten bleiben. Dies betrifft vor allem das Verhältnis der GTZ 
zu politischen Stiftungen und privaten Trägern. Die GTZ hat sich Mitte der 90er 
Jahre in dem für sie damals noch völlig neuen Feld der Demokratieförderung 
breitgemacht. Dies an sich wäre noch kein Problem, solange sie sich auf die 
Zusammenarbeit mit  ihren genuinen Partnern – staatlichen Stellen – beschränkt. 
Wenn die GTZ jedoch mit zivilgesellschaftlichen Gruppen zusammenarbeiten 
will, muss sie dies mit der Einwilligung der jeweiligen Ministerien tun. Die GTZ ist 
zu allererst Akteur der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit und damit Partner 
der Regierung – nicht der Partner zivilgesellschaftlicher Organisationen. Im 
Kontext eines hybriden oder eines autoritären Regimes liegt das Problem auf der 
Hand: Sobald ein Projekt dem jeweiligen Regime unliebsam wurde, wurde es 
‘entpolitisiert’ – und verlor so seinen demokratiefördernden Charakter. Der Grund 
ist einfach: die GTZ will es nach Möglichkeit vermeiden, sich mit dem Regime zu 
überwerfen. Eine zivilgesellschaftliche Demokratieförderung, die sich an einer 
(autoritären) Regierung des Ziellandes orientiert, ist nur schwer möglich und wird 
den Namen Demokratieförderung nicht verdienen. 
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Klaus Linsenmeier 

1.4. Demokratieförderung in der Heinrich Böll Stiftung 

Beitrag von Klaus Linsenmeier – Heinrich Böll Stiftung (HBS) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Demokratieförderung ist auch Politik und ist auf politische Einschätzungen 
angewiesen. Deswegen gehört Demokratieförderung auch zu den zentralen 
Aufgabenfeldern von politischen Stiftungen.  

Die Heinrich Böll Stiftung begreift ihre Arbeit der Demokratieförderung als einen 
Beitrag zur gesellschaftlichen Entwicklung im weiteren Sinne. Demokratie-
förderung leistet einen Beitrag zur Friedenssicherung, da Demokratien, 
wenngleich sie ebenso Kriege führen wie undemokratische Staaten, nur sehr 
selten untereinander Krieg führen.  Ebenso hilft Demokratieförderung, Men-
schenrechte zu sichern. Ein Blick auf die Systemvielfalt Europas zeigt, dass es 
sehr viele verschiedene Konzepte von Demokratie gibt. Allen jedoch ist 
gemeinsam, dass Menschenrechte die Grundlage eines demokratischen 
Systems bilden. Es wäre falsch, von Werteimperialismus zu sprechen, denn die 
Demokratieförderung will lediglich Werten zum Durchbruch verhelfen, die von der 
Mehrzahl von Akteuren seit langem als universell anerkannt werden.  

Es gibt keine klare Trennung von autoritären und demokratischen Regimen, son-
dern die Grenze zwischen beiden Regimetypen ist fließend. Ein klassischer, je-
doch historisch leider seltener Fall wäre ein autoritäres Regime, in dem eine de-
mokratische Gesellschaft die Transition fordert. Dies war teilweise in Osteuropa 
so, weswegen dort die Demokratisierung recht erfolgreich verlief, jedoch nicht im 
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Irak. Während die schiitische Bevölkerungsmehrheit auf einen Machtgewinn 
durch demokratische Wahlen hoffte, fürchtete die sunnitische Minderheit um den 
Verlust der Macht, und strebte die kurdische Bevölkerungsgruppe eine größere 
Autonomie an. Man darf nicht vergessen, dass es ein klares Gegenüber von 
Regime und Zivilgesellschaft nur selten gibt, und dass zudem zivilgesellschaft-
liche Gruppen auch antidemokratische Tendenzen haben können. Holzschnitt-
artige Muster sind deshalb nur wenig dienlich.  

Es gibt zwei verschiedene Ebenen der Intervention. Die erste Ebene ist die staat-
liche Demokratieförderung. Oft besteht diese aus wirtschaftlichen Sanktionen 
die, wie am Beispiel Südafrika schon erwähnt, eine Öffnung des autoritären Re-
gimes erzwingen sollen. Die zahlreichen Misserfolge wie in Kuba, Zimbabwe 
oder Myanmar zeigen jedoch, dass dies in der Regel nicht funktioniert. Ebenso 
siedeln sich auf der staatlichen Ebene die verschiedenen Möglichkeiten an, bi-
laterale Beziehungen demokratiefördernd zu gestalten. Menschenrechtsdialoge, 
europäische Nachbarschaftspolitik und andere Methoden der so genannten ‘soft 
diplomacy’ sind hier ebenso zu nennen wie die in der letzten Zeit erfolglos ange-
wandte ‘hard power’-Methode des gewaltsam erzwungenen Regimewechsels.   

Die zweite Ebene und der Arbeitsbereich der Heinrich Böll Stiftung ist die 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft. Der zivilgesellschaftliche Ansatz hat 
verschiedene Vorteile. Er ist flexibler und interventionsfähiger als die staatliche 
Zusammenarbeit und durch die Zusammenarbeit mit lokalen Partnern gleich-
zeitig eher Demokratieförderung von innen als von außen. Externe Intervention 
sind so immer automatisch verbunden mit innerem Druck – eine Voraussetzung, 
die für die Demokratieförderung ganz wesentlich ist.  Darüber hinaus lässt der 
zivilgesellschaftliche Ansatz eine Fülle von Positionierungen zu. Die daraus 
entstehende Inkohärenz mag zwar für technokratisch angelegte Strategien ein 
Problem sein, hat jedoch den Vorteil, einem demokratischen Pluralismus 
Vorschub zu leisten.   

Zivilgesellschaft allein reicht jedoch für eine erfolgreiche Demokratisierung nicht 
aus. Wie das Beispiel Afghanistan zeigt, muss ein Mindestmaß an staatlichen 
Strukturen und ein staatliches Gewaltmonopol vorhanden sein, damit 
zivilgesellschaftliche Demokratieförderung überhaupt möglich ist. Sie muss daher 
auch von staatlicher Seite begleitet und unterstützt werden. 

Bei der Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft lauern jedoch auch Fallstricke, 
gerade wenn es um die Arbeit in autoritären Staaten geht. Oft kreieren Macht-
eliten ihre eigenen zivilgesellschaftlichen Gruppen, zumeist traditionelle Grup-
pen, die ihre Macht gesellschaftlich mittragen. Die Positionierung von Zivil-



14 DEMOKRATIEFÖRDERUNG IN AUTORITÄREN STAATEN 

gesellschaft ist somit ebenso wenig eindeutig wie ihre Rolle im Demokratisier-
ungsprozess, die in manchen Fällen auch sehr unbedeutend sein kann.  

Wirtschaftsliberalisierungen, die oft mit Demokratisierungsprozessen einher-
gehen und unter denen gesellschaftliche Gruppen wie zum Beispiel Gewerk-
schaften leiden, zeugen davon, dass Demokratisierung für Zivilgesellschaft 
durchaus auch negative Einflüsse haben kann.  

Externe Förderung ist zudem mit dem Problem der ‘ownership’ konfrontiert. 
Demokratie muss letztendlich immer intern erstritten werden. Die Möglichkeiten 
von externen Akteuren sind deshalb auch bei der zivilgesellschaftlichen 
Zusammenarbeit sehr begrenzt. 

Gesellschaftliche Akteure wie die politischen Stiftungen sind neben der Arbeit auf 
zivilgesellschaftlicher Ebene auch als Berater für staatliche Bereiche in der 
Demokratieförderung aktiv. Dies ist einerseits wichtig, um reformorientierte Kräfte 
innerhalb des Regimes zu stärken, birgt aber andererseits die Gefahr, dass man 
von dem Regime instrumentalisiert wird.  

Zivilgesellschaftliche Akteure sind in autoritären Regimen immer gefährdet. Auch 
die Heinrich Böll Stiftung musste schon mehrere Male auf Grund von Drohungen 
des Regimes Länder verlassen oder Projekte zurückfahren. Jedoch darf man in 
diesen Fällen nicht voreilig von einem Scheitern reden. Demokratieförderung, die 
auf einen Regimewechsel abzielt, ist von Natur aus eine gesellschaftliche Aus-
einandersetzung um Macht und muss sich daher dieser konfliktiven Realität 
stellen. Es ist fraglich, ob die ‘governance’-Ansätze staatlicher Akteure, die 
diesen Bereich ausklammern, tatsächlich zu einem Regimewandel beitragen 
können.  

Zwei Spannungsfelder müssen bei der Demokratieförderung immer beachtet 
werden. Das erste Spannungsfeld ist das von Demokratie und Stabilität. 
Demokratisierungsprozesse sind erwiesenermaßen immer zunächst de-
stabilisierend. Demokratieförderung muss deshalb mögliche gesellschaftliche 
Verwerfungen vorhersehen und auf sie reagieren können.  Leider wird jedoch 
auch aus diesem Grund die Demokratie oft der Regimestabilität und über-
geordneten Interessen geopfert, wie das Beispiel Ägypten zeigt. 

Das zweite Spannungsfeld ist die Verbindung von Pluralität und Kohärenz. 
Verschiedene Akteure, so auch zum Beispiel die verschiedenen politischen 
Stiftungen, verfolgen unterschiedliche Ansätze, die sich zum Teil auch 
widersprechen können. Verbesserte Kohärenz der einzelnen Programme darf 
jedoch nicht auf Kosten der notwendigen Pluralität geschehen.  
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2 Zusammenfassung der Diskussion  

Podiumsdiskussion 

Mahatma Ghandi sagt: „Der Geist der Demokratie kann nicht von außen 
aufgepfropft werden. Er muss von innen heraus kommen.“ Kann 
Demokratie von außen gefördert werden oder muss sie von innen 
entstehen? 

Christian Grünhagen: Die staatliche Zusammenarbeit stößt hier stark an 
Grenzen. Unser Ansatz besteht nicht darin, einen Regimewechsel von außen 
herbeizuführen, sondern zivilgesellschaftliche und reformorientierte Akteure zu 
stärken. 

Wenn wir die neopatrimonialen Strukturen in Afrika betrachten, kann dann 
eine Entwicklungszusammenarbeit, die auf die Verbesserung staatlicher 
Strukturen zielt, überhaupt erfolgsversprechend sein? 

Gero Erdmann: Die Frage, wie rechtsstaatliche Strukturen in Regime 
hineingebracht werden können, in denen die ganze öffentliche Verwaltung 
instabil neopatrimonial durchsetzt ist, ist ein großes Problem. Dazu muss man 
auf zwei Ebenen ansetzen: das Ganze hat erstens eine politische Dimension, so 
dass von politischer Seite dafür gesorgt werden muss, dass die öffentliche 
Verwaltung - sowohl durch die Zivilgesellschaft und die Öffentlichkeit als auch 
durch Parlamente und Parteien - öffentlich kontrolliert wird, d.h. dass so etwas 
wie accountability hergestellt wird. Dazu gehört auch Korruptionsbekämpfung. Es 
muss aber auch, wenn es sich tatsächlich um ein formaldemokratisiertes oder 
liberaldemokratisches Regime handelt, auf der zweiten, der staatlichen Ebene 
abgestützt werden. Das geht bis in den Polizeiapparat hinein, in dem Schulungen 
über Verfassungs- und Menschenrechte durchgeführt werden, bezieht 
Verwaltungsformen im Justizsystem auf unterschiedlichen Ebenen mit ein und 
kann etwa auch die Dezentralisierung umfassen. Letzteres ist die Ebene, auf der 
auch die GTZ in so einem Rahmen eine Rolle spielen kann. Aber die 
Voraussetzung, in staatliche Strukturen hineinzugehen, wäre für mich, dass eine 
Demokratisierung stattgefunden hat und ein demokratisch legitimiertes Regime 
existiert. Es geht nicht darum, dass eine konsolidierte Demokratie existiert, die 
vielleicht in 50 Jahren da sein wird – es geht schlicht um ein demokratisches, 
vielleicht auch fragiles, Regime. 

Zur Stabilitätsfrage möchte ich anmerken, dass Demokratisierungsprozesse 
auch (zeitweilige) Destabilisierungsprozesse sind. Jedoch ist es ein falscher 
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Schluss zu denken, dass junge Demokratien instabiler als autoritäre Regime 
sind. Wir wissen mittlerweile, dass Demokratien angesichts von ökonomischen 
Krisen stabiler als autoritäre Staaten sind, derartige Krisen länger überleben. In 
der Debatte wird immer wieder vergessen, dass ein autoritäres Regime oft von 
einem anderen autoritären Regime abgelöst wird. Ein Beispiel hierfür ist Nigeria; 
dort hatten wir die Ablösung eines autoritären Regimes nach dem anderen durch 
Militärputsche. Hierin äußert sich die mangelnde Legitimität autoritärer Regime, 
die aufgrund ihres autoritären Charakters viel weit reichender ist, als dies bei 
demokratischen oft der Fall ist. Bezeichnender Weise – auch das wird oft ver-
gessen – werden demokratische Regime in aller Regel durch kleine elitäre Grup-
pen, oft aus dem Militär, beseitigt – seltener durch breite Massenbewegungen.  

Klaus Linsenmeier: Den letzten Punkt möchte ich aus einer praktischen 
Beobachtung heraus unterstützen. Die Stiftung veranstaltet eine Gesprächsreihe 
zu den emerging powers Indien und China. China ist mittlerweile ein Modell, auf 
das viele afrikanische Staaten schauen und sagen, die Kombination aus 
Marktliberalisierung und autoritärem Regime, das scheint offensichtlich ein 
Renner zu sein. Es gibt jedoch auch eine andere Diskussion, wenn man sich mit 
Wirtschaftsvertretern unterhält, die aufgrund der hohen Dynamik zwar gerne in 
China investieren, doch allmählich scheint sich der sich der Wind zu drehen. Die 
wirtschaftliche Dynamik in China ist zwar weiterhin hoch, aber zugleich besteht 
dort ein hohes Investitionsrisiko. In China fehlt die dezentralisierte Staatlichkeit. 
In Indien ist die wirtschaftliche Dynamik geringer, aber die Rahmenbedingungen 
sind stabiler, bei allen Defekten, die auch die indische Demokratie aufweist. 
Beide Staaten entziehen sich der externen Beeinflussung. Für die politische 
Diskussion lohnt es sich dennoch, die beiden Fälle miteinander zu vergleichen. 

Staatliche Demokratieförderung stößt an ihre Grenzen. Wo besteht der 
Vorteil von vorpolitischen NGOs in diesem Bereich? Haben sie einen 
leichteren Zugang zu den Akteuren? Und erfordert dies vielleicht ein 
Überdenken des gegenwärtigen Ansatzes der Demokratieförderung? Wird 
der Bereich überschätzt und sollte sich das BMZ auf die originäre Aufgabe 
der Armutsbekämpfung beschränken? 

Klaus Linsenmeier: Wenn ich auf die zweite Frage vorgreifen darf: auf gar 
keinen Fall! Man darf die beiden Akteure nicht gegeneinander ausspielen. Ohne 
Staat kann mit der Zivilgesellschaft nicht viel bewirkt werden. Afghanistan ist ein 
Beispiel dafür, wie gerungen wird, dass ein Staat existiert, der gleichzeitig nicht 
irgendein Staat, sondern ein halbwegs demokratischer Staat ist. Wir können dort 
sehr hautnah die Grenzen erfahren, die existieren, wenn der Staat nur bedingt 
Sozialleistungen und demokratische Mechanismen zur Verfügung stellt, wenn er 
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Teil konkurrierender Eliten mit geringer demokratischer Disposition ist, wenn 
Sicherheit nicht bereitgestellt werden kann und dadurch die einheimischen 
zivilgesellschaftlichen Akteure nichts bewegen können. Die Heinrich Böll Stiftung 
spricht sich z.B. in Afghanistan für einen starken Staat aus. Die Stiftung arbeitet 
im Süden, wo der Gouverneur kein Geld hat und der Staat nicht präsent ist. Dort 
ist es sehr schwer, Demokratieförderung zu betreiben. Dann ersetzen andere 
traditionelle Akteure oder ‘warlords’ den Staat und das ist sehr kritisch. Man darf 
beide Ebenen nicht gegenüberstellen; das ist vielmehr eine Frage der Prioritäten 
und der Abstimmung. Das lässt sich schwer in einer Blaupause formulieren, 
sondern muss im Einzelfall diskutiert werden.  

Christian Grünhagen: Ich bin ebenfalls nicht dafür. Aber mir ist aufgefallen, 
dass es immer wieder solche Tendenzen gibt, z.B. in der Diskussion der 
Sequenzierung.  

Der Staat spielt eben eine zentrale Rolle im Staat. Die Konzentration auf den 
zivilgesellschaftlichen Bereich birgt die Gefahr, dass Parallelstrukturen 
entstehen, die nicht anschlussfähig sind. Eine solche Strategie kann in 
Ausnahmefällen, in Not- und Übergangssituationen notwendig sein, wenn mit 
dem Staat nicht kooperiert werden kann, da das die Bevölkerung in eine noch 
schlechtere Lage befördern würde. Parallel muss versucht werden, auch im 
staatlichen Bereich Anknüpfungspunkte zu schaffen. Als Beispiel kann die Arbeit 
im Bereich Recht und Justiz in Zentralasien, vielleicht auch China,  dienen. Man 
kann sagen, es gibt dort Kooperationen und Unterstützungsmaßnahmen, um ein 
Rechtssystem aufzubauen und die Bindung des Staates an das Recht zu 
gewährleisten, und nach und nach durch die parallele Förderung 
zivilgesellschaftlicher Akteure zu einem demokratischeren Verfahren zu 
kommen. Ich denke es ist ganz wichtig, dass man beides macht. 

Darüber hinaus möchte ich noch auf die Frage der Akteure in Deutschland 
eingehen. Auf internationalen Konferenzen zur Demokratieförderung werden wir 
oft belächelt wegen der Unübersichtlichkeit und Vielzahl entwicklungspolitischer 
Akteure. Andererseits liegt darin ein Potential. Gerade im Bereich der 
Demokratieförderung kann es einen harmonisierten Ansatz vielleicht gar nicht 
geben. Jedenfalls nicht, wenn Harmonisierung z.B. der GTZ und der politischen 
Stiftungen bedeutet, dass die notwendige Diversität von Ansätzen eingeschränkt 
wird. Andererseits darf man auch nicht sagen, die GTZ darf nicht politisch 
arbeiten. Wie wollen wir eine Governance-Reform sinnvoll unterstützen, wenn wir 
die politischen Aspekte und Machtfragen dabei nicht berücksichtigen? Ich denke, 
die Grenzen sind  da sehr fließend.  
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Das Zusammenspiel der Akteure muss besser werden, aber es muss keine 
Harmonisierung im engeren Sinne erzielt werden. Die Berliner Erklärung ist ein 
Instrument, das dazu dient, den Dialog zu fördern, aber nicht ausreichend ist. Wir 
sind uns bewusst, dass wir in der Abgrenzung der verschiedenen 
Tätigkeitsbereiche besser werden müssen. 

Gero Erdmann: Man sollte einmal vergleichen, wer in der Berliner Erklärung 
Vereinbarungen getroffen hat und wer die Vereinbarungen einhält. Da treffe ich 
eine klare Schuldzuweisung: Es gibt einen Akteur, der als Moloch in der Mitte 
sitzt, und sich kaum an die Vereinbarungen hält und offenbar auch kaum 
steuerbar ist. Das ist die GTZ. Es gibt auf der einen Seite diese große 
halbstaatliche ‘Behörde’ und auf der anderen Seite ein paar kleine Stiftungen mit 
Minibudgets. Von der Vorfeldorganisation GTZ bis hinein in die BMZ-Verwaltung 
existiert personell und informell eine breite Verfilzung. Inzwischen gibt es in 
anderen Ministerien Mitarbeiter, die sich fragen, wer da eigentlich wen steuert – 
die GTZ die Politik des BMZ?  

Der entscheidende Fehler wurde begangen, als der GTZ zivilgesellschaftliche 
Arbeit erlaubt wurde. Ich sage nicht, dass die GTZ unpolitisch sein soll – 
Governance-Fragen auf der Regierungsebene sind politisch. Die Mittel, die das 
Ministerium damals für die zivilgesellschaftliche Demokratieförderung bereit 
stellte, hätten anders verwendet werden müssen. Als Regierungspartner hat die 
GTZ in diesem Bereich nichts verloren. Unter demokratischen Bedingungen 
könnte man vielleicht noch darüber reden. Dieser Fehler kann aber wahrschein-
lich nicht rückgängig gemacht werden, für die GTZ hängt zu viel Geld daran. 

Aber, um zur Ausgangsfrage zurückzukommen: Wenig Wissen über die 
Demokratieförderung heißt nicht, dass die Demokratieförderung nicht 
funktioniert. Südafrika ist z. B. ein Staat, für den es eine plausible Erklärung 
darstellt, dass die externe Einmischung zur Zermürbung des Apartheid-Regimes 
beigetragen hat. In den Sozialwissenschaften existiert eben das Problem, dass 
sich keine klaren Kausalitäten herstellen lassen. Allerdings gibt es – wie 
eingangs angemerkt – auch keine Forschung zur Wirkung von Demokratie-
förderung. Wenn es die Forschung nicht gibt, heißt das nicht, dass sie nicht doch 
wirksam sein kann. Ich bin vehement für Demokratieförderung.  

Die Einschätzung der Überschätzung richtet sich nicht gegen das BMZ und die 
Stiftungen, sondern gegen Kritiker, die meinen, z.B. Afrika wurde vom Westen 
demokratisiert. Diese These, die bis heute herumgeistert, ist Unsinn! In nahezu 
allen afrikanischen Staaten hat es massive Oppositionsbewegungen gegeben. 
Der Impetus kam immer von innen. Natürlich haben die USA und Europa 
Demokratie gefördert, aber durchgesetzt haben es die Leute auf der Straße.  
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Der andere Punkt ist die Sequenzierung, die sie angesprochen haben. Es gibt 
heute die große Diskussion oder einen Teil der Diskussion, der an die alte 
Debatte anknüpft: wirtschaftliche Entwicklung zuerst, dann Demokratisierung. Sie 
ist halbwegs erledigt, aber noch nicht überall, sie kommt auch wieder, z.T. über 
China. In der neuen Diskussion geht es um das Verhältnis von Rechtsstaat und 
Demokratie. Eine funktionierende Demokratie verlangt den Rechtsstaat – das ist 
vollkommen eindeutig. Der Ansatz ‘zuerst Rechtsstaat, dann Demokratie’ ist 
höchst problematisch. Es existieren nur wenige Beispiele, bei denen diese 
Abfolge funktioniert hat – und wie viele autoritäre Regime hatten wir in der Welt, 
die nichts für die Rechtsstaatlichkeit getan haben, ganz im Gegenteil? Es handelt 
es sich um eine sehr heikle Forderung, denn mit wem können rechtsstaatliche 
Strukturen aufgebaut werden? Soll das in Kooperation mit einer autoritären 
Regierung funktionieren, die sich damit die eigene Grundlage untergraben 
würde? Das ist eine Illusion. Insofern ist diese Sequenzierungsdebatte sehr 
problematisch und mir kommt es manchmal so vor, als sei es eine 
‘Entschuldigung’ dafür, dass man sich von dem heiklen Geschäft der 
Demokratieförderung, die manchmal auch Wirtschaftsinteressen zuwiderläuft, 
verabschieden will.  

Christian Grünhagen: Es ist schwierig für die GTZ, bestimmte politische 
Aspekte außen vorzulassen. Es ist richtig, dass gerade in den Bereichen, die 
politisch brisant sind, eine Arbeitsteilung stattfinden sollte, und sich die GTZ als 
staatliche Durchführungsorganisation, die auf der Grundlage von 
Regierungsverhandlungen handelt, zurückziehen sollte. Jedoch ist die Trennung 
nicht leicht. Durch bestimmte Maßnahmen können Prozesse vorbereitet werden, 
die z.B. auf lokaler Ebene verschiedene Akteure adressieren müssen und da ist 
die Zivilgesellschaft dabei. Die GTZ muss auch diese Aufgabe wahrnehmen 
dürfen.  

Die Berliner Erklärung ist vielleicht nicht ausreichend, aber eine grundlegende 
Absprache. Die GTZ und die politischen Stiftungen müssen Verbesserungen in 
der Arbeitsteilung erzielen und das BMZ muss dafür sorgen, dass das auch 
passiert. 

Klaus Linsenmeier: An der Berliner Vereinbarung waren sechs politische 
Stiftungen beteiligt. Das Verfahren war nicht widerspruchsfrei. Die Heinrich Böll 
Stiftung stand immer für eine Politisierung der Entwicklungszusammenarbeit. Ein 
Bereich, in dem Interessen- und Machtformierung stattfindet, ist jedoch kein 
Aktionsfeld für die GTZ. Das ist viel zu kritisch, denn in der Zivilgesellschaft und 
im politischen Bereich gibt es antagonistische Kräfte. Die GTZ besitzt kein 
politisches Mandat. Die politischen Stiftungen müssen sich anders aufstellen. In 
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der jüngsten Zeit gibt es eine Reihe von Übergriffen, die ärgerlich sind. Im 
Vergleich zur GTZ sind wir kleine Organisationen, die einerseits flexibel, 
andererseits in der Defensive sind. 

Ich möchte grundsätzlich noch etwas sagen zur Glaubwürdigkeit externer 
Akteure und ein wenig die Lanze brechen für die Kollegen in den USA. Ich 
glaube es ist wichtig zu sehen, dass wir in einem politisch vermachteten, 
hochgradig normativ aufgeladenen Bereich auftreten, so dass es ganz wichtig ist, 
wer als politischer Akteur auftritt. Ich möchte das an einem Beispiel illustrieren. 
Die USA haben  in der Transformationsphase Osteuropas eine große Rolle 
gespielt, z. B. in der Slowakei, Kroatien oder in Serbien, wo die USA einen 
Beitrag zur Überwindung autoritärer Regime gebracht haben. Das liegt stark an 
der Geschichte Osteuropas und dem großen Vertrauen, das die Mittel- und 
Osteuropäer den Amerikanern entgegenbringen. Im Nahen und Mittleren Osten 
herrscht das Kontrastbild vor. Unsere Kollegen, die dort arbeiten, berichten uns, 
Demokratieförderung sei inzwischen ein Unwort in der Region. Die 
Glaubwürdigkeit der Träger ist sehr wichtig. 

Zum Punkt Rechtsstaat ohne Demokratie oder umgekehrt: Im Dialog mit China 
spielt das eine große Rolle. Wir betreiben dort auch Rechtsförderung durch die 
Förderung von Vereinsrechten, damit sich die Zivilgesellschaft rechtlich 
absichern kann. In China gibt es riesige rechtsfreie Räume. Das chinesische 
Umweltrecht ist im Grunde ein deutsches, das die GTZ gemacht hat. Das 
Vereinsrecht wurde beeinflusst.  

Neulich gab es eine interessante Diskussion, als wir mit dem ‘think tank’ der 
chinesischen Teilnehmer zusammensaßen, die diskutierten, ob man Rechtsstaat 
aufbauen könne, ohne eine Demokratie zu haben. Dabei war eine Kollegin aus 
der ehemaligen DDR anwesend, die darauf hinwies, dass Ende der 80er Jahre 
genau die gleiche Diskussion schon einmal geführt wurde. Die Diskussion ist 
nicht neu und man kann aus den alten Diskussionen lernen. 

Zur Frage der Wirkung: Zielorientierung und Wirkungsorientierung – ich glaube, 
beides gilt. Es ist schwierig aber unerlässlich zu fragen, welche Wirkung wollen 
wir und welche Wirkung haben wir erreicht. Irritierend für die eigene Arbeit ist in 
unserem Handlungsbereich, dass es keine numerischen Erfolgsindikatoren gibt. 
Aber es existieren Plausibilitätsfaktoren, die schon sagen, dass wir Wirkungen 
erzielen können. 

Christian Grünhagen: Bezüglich der Frage nach der Wirkung besteht ein hoher 
Bedarf an Erklärungen. Dies betrifft auch die Maßnahmen, von denen wir 
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denken, dass sie zur Demokratieförderung beitragen. Wenn wir uns zum Beispiel 
unsere Statistik auf der OECD-DAC-Ebene anschauen, dann haben wir ein 
erhebliches Problem, weil wir die Demokratisierungsförderung statistisch 
unabhängig von den anderen Bereichen gar nicht erfassen können. Da muss 
man weiterkommen, um Prozesse längerfristig besser steuern zu können. 

Das Verhältnis zwischen der GTZ und den Stiftungen wurde in der Debatte 
übertrieben dargestellt. Die Debatte darf nicht dazu führen, dass bestimmte 
Dinge gar nicht mehr gemacht werden. Es gibt Bereiche, in denen sich beide 
Akteure gegenseitig blockieren, z.B. im Rahmen der Parlamentsförderung. 
Deswegen ist der zeitnahe Dialog unbedingt notwendig. 

In autoritären Staaten leben meist marginalisierte Gruppen, deren 
Interessen und Bedürfnisse nicht berücksichtigt werden. Wie kann man die 
Artikulationsfähigkeit dieser Gruppen erreichen? 

Gero Erdmann: Man kann eine platte Antwort geben: Demokratie machen. Die 
platte Antwort ist eigentlich, wenn man sie in der ganzen Dimension ausmalt, 
richtig. Marginalisierte Gruppen können sich artikulieren, wenn 
Versammlungsfreiheit, Organisationsfreiheit, Medienfreiheit und andere Rechte 
existieren. Erst dann können sich solche Gruppen artikulieren – so schwer es ist 
und so wenig es heute auch noch etwa in Afrika der Fall ist. Aber in der 
vorherigen Situation konnte sich niemand artikulieren oder sagen, dass 
überhaupt etwas schief läuft. Die Voraussetzung, um Arme in den Stand einer 
politischen Stimme zu versetzen, sind tatsächlich bestimmte Freiheitsrechte. 
Damit sind dann einige Grundvoraussetzungen für Demokratie geschaffen. In der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte steht das Recht eines jeden 
Menschen, seine Regierung frei zu wählen. Damit ist die Voraussetzung einer 
liberalen Demokratie menschenrechtlich fixiert. Organisationsfreiheit schafft 
zunächst die Rahmenbedingungen für Artikulation. Externe Demokratieförderer 
können dabei eventuell helfen. Es gibt Instrumente, mit denen man versuchen 
kann, dass sich benachteiligte oder marginalisierte Gruppen artikulieren können: 
Gewerkschaftsförderung, Medienförderung, u.a. Letztlich können nur innere 
Prozesse, die schon vorhanden sein müssen, gestützt werden. 

Ich möchte hier an eine Erkenntnis erinnern: Demokratische Verhältnisse bieten 
erst die Möglichkeit, auch die soziale und andere gesellschaftliche Fragen 
demokratisch zu lösen. Die autoritäre Lösung der sozialen Frage unter dem 
Etikett des Sozialismus oder Kommunismus in Osteuropa und in anderen Teilen 
Welt ist nicht gelungen und hat sich als ein großer historischer Irrtum erwiesen.  



22 DEMOKRATIEFÖRDERUNG IN AUTORITÄREN STAATEN 

Was kann man extern sanktionierend machen? 

Christian Grünhagen: Nichts. Das ist eine einfache und klare Antwort. Ich weiß 
nicht, wie es gehen soll, allein durch Sanktionieren zur Demokratieförderung 
beizutragen. 

Bezogen auf menschenrechtsverletztende Regime wie zum Beispiel 
Simbabwe wird oft diskutiert, inwieweit die Staatengemeinschaft 
intervenieren soll? 

Christian Grünhagen: Das Ziel von Interventionen besteht nicht darin, 
Demokratie direkt zu fördern, sondern, dass das jeweilige Land zum Beispiel 
menschenrechtsverletzende Maßnahmen gegen seine Bevölkerung unterlässt. 
Solche Sanktionen können notwendig sein, aber sie stellen die ultima ratio dar. 
Wenn man aus einem Land herausgeht ist es oftmals so, dass die Schwächsten 
es am schwersten haben, und das muss man vermeiden. Später möchte man in 
der Demokratieförderung außerdem anschlussfähig sein und verbessernde 
Maßnahmen anstoßen. Wenn Sanktionen angewendet werden, muss man 
versuchen, dass sich die Situation der notleidenden Bevölkerung durch die Hilfe 
nicht-staatlicher Akteure im Rahmen der Not- und Übergangshilfe nicht massiv 
verschlechtert. 

 

Publikumsdiskussion 

Demokratieförderung und allgemeine Entwicklungszusammenarbeit 

Wo liegt der Unterschied zwischen Demokratieförderung und den Maß-
nahmen der sonstigen Entwicklungszusammenarbeit? Auch in anderen 
Bereichen der EZ geht es darum, Verhaltensänderungen herbeizuführen 
und Machtstrukturen aufzubrechen.  

Gibt es einen Bedarf, die allgemeine Entwicklungszusammenarbeit auf eine 
mögliche Schädigung der Demokratieförderung zu überprüfen? 

Christian Grünhagen: Der Bereich der Demokratieförderung darf nicht isoliert 
betrachtet werden. Auch in anderen Bereichen der Entwicklungszusammenarbeit 
werden Beiträge zur Demokratieförderung geleistet oder auch nicht. Das 
Dilemma besteht darin, dass die Wirkungen einzelner Maßnahmen nicht in 
ausreichendem Maße bekannt sind. Deswegen ist die Demokratieförderung ein 
Bereich, der viele andere Handlungsfelder, in denen wir tätig sind, betrifft. 
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Gero Erdmann: Diese Frage beschäftigt die Stiftungen und das BMZ. Ich denke, 
man muss eine Abgrenzung finden zwischen allgemeiner EZ und 
Demokratieförderung. Ansonsten kann die Wirksamkeit von Projekten nicht 
überprüft werden. Es muss jeweils eine klare Zielvorgabe definiert sein. Dass 
alles irgendwie miteinander zusammenhängt oder zusammenhängen kann, ist 
klar, doch praktisch wenig hilfreich.  

Peter Burnell unterscheidet ‘democracy assistance’ und ‘democracy promotion’. 
Während letztere alles betrifft, die allgemeinen, sozialen und wirtschaftlichen 
Bedingungen der Demokratie verbessert, ist erstere enger gefasst, indem sie 
dezidiert auf politische Institutionen gerichtet ist. Im Einzelfall wird es wieder die 
Abgrenzungsschwierigkeiten geben. Es gibt viele NGOs, die in diesen Ländern 
im (sozialen oder entwicklungspolitischen) Servicebereich tätig sind, z.B. 
landwirtschaftliche Genossenschaften zur Kreditversorgung und Vermarktung. 
Sie tragen unter Umständen zur Förderung der Kleinbauern bei. Ich würde sie 
aber nicht per se als Partner der Demokratieförderung fassen. Wenn sich der 
gleiche Verband politisch einmischt und zu einer Interessenvertretung der 
Kleinbauern gegenüber dem Parlament, der Regierung, den Parteien wird, dann 
wird er für die Demokratieförderung wieder hoch interessant. Jede NGO ist Teil 
der Zivilgesellschaft, aber nicht unbedingt Teil der politischen Zivilgesellschaft. 
Das Kriterium ist der Wille einer Organisation, politische Interessen seiner 
Mitglieder oder anderer gesellschaftlicher Gruppen zu vertreten (advocacy). 

Christian Grünhagen: Man kann mit einer unpolitischen NGO anfangen, die 
politisch wird, weil sie gestärkt wird, ohne dass man das für die nahe Zukunft 
vorausgesehen hat. Manchmal ist das auch ein Ansatz, den man fährt: 
beispielsweise in Ägypten. 

Konfliktsensibilität in der Demokratieförderung 

Gibt es in der Demokratieförderung einen Bedarf für ‘Do no harm’ und 
existieren Ansätze dafür? 

Christian Grünhagen: ‘Do no harm’ ist eine EZ-übergreifende Strategie, die alle 
Maßnahmen betrifft. Nicht in allen Handlungsfeldern ist sie so weit wie in der 
Krisenprävention und Konfliktbearbeitung. Der Bedarf, ‘Do no harm’ in der 
Demokratieförderung anzuwenden ist sehr groß vor dem Hintergrund des schon 
Beschriebenen. Wir haben das Dilemma schon dargestellt, um das es in der 
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Fragen aus dem Publikum 

Abwägung Sicherheit, Stabilität vs. Demokratieförderung geht. Das ist ein 
Bereich, in dem wir auch zu wenig wissen. Dabei können Erkenntnisse aus 
anderen Bereichen der ‘Do no harm’-Forschung hilfreich sein. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Klaus Linsenmeier: Ich habe die ‘Do no harm’ Frage anders verstanden. Die 
Entwicklungszusammenarbeit und die Außenpolitik setzen Rahmenbedingungen 
– inwieweit sind diese demokratiefördernd oder demokratieschädlich. Ich glaube, 
dass ist ein wichtiges Feld. Gerade im Rahmen des Globalisierungsprozesses 
gibt es ständig jenseits der Entwicklungszusammenarbeit geschaffene 
Rahmenbedingungen, die positive oder negative Wirkungen auf die Demokratie-
förderung ausüben. Es macht schon einen Sinn, zumindest im Rahmen der EZ 
zu schauen, wie diese wirken. Die Aufgabe ist also, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, welche die Demokratieentwicklung nicht behindern. 

Christian Grünhagen: Ich bin dankbar für die andere Auslegung der Frage und 
würde gerne etwas ergänzen. Das BMZ beschäftigt sich mit dieser Frage im 
Rahmen der OECD sogenannten ‘whole of government approach’. In der letzten 
Woche ist dazu eine Publikation erschienen. 
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Demokratisierungsprozesse können konfliktiv sein. Wenn man mit der 
Demokratieförderung schwache Gruppen fördert, die sozial um Rechte 
kämpfen, stehen diese in einem späteren Konflikt vielleicht verletzbarer da. 
Wie soll man mit diesem Risiko umgehen?  

Gero Erdmann: Es kommt darauf an, wie Konflikte ausgetragen werden. Jede 
Demokratie beinhaltet Konflikte und zielt darauf ab, dass Konflikte friedlich 
geregelt werden und kein Interesse zu stark benachteiligt wird. 

Gero Erdmann: Die Frage ist, ob die Konflikte vorher schon vorhanden und 
dabei waren, auszubrechen oder durch die Demokratieförderung angeheizt 
werden. In Afrika kann niemand sagen, dass ethnische Konflikte durch die 
Demokratieförderung ausgebrochen sind. Sie waren vorher schon vorhanden, 
verschärften sich durch die autoritären Regime und kamen über die 
Demokratisierung zum Ausdruck. Die Demokratisierung selbst ist oft nur 
Ausdruck dieser schon länger währenden Konflikte, die in dann in irgendeiner 
Form zum Platzen kommen. 

Christian Grünhagen: Zum Teil kann die Situation dazu beitragen, dass die 
Konflikte möglicherweise nicht so ausgetragen werden, wie man sich das 
wünschen würde. Andererseits muss Demokratieförderung versuchen, so 
Einfluss auf die Situation zu nehmen, dass diese Konflikte friedlich ausgetragen 
werden. Deswegen besteht ein enger Zusammenhang zwischen 
Krisenprävention und Demokratieförderung. Es ist kein leichtes Unterfangen und 
es gibt keine pauschale Strategie. 

Klaus Linsenmeier: Ich habe die Frage so verstanden, mit wem 
zusammengearbeitet werden kann und wie konfliktfähig die Gruppen sind. Ich 
denke es geht darum, eine Gruppe dazu zu befähigen, sich zu entscheiden, in 
welchen Konflikt sie eintritt. Das ist eine hohe Verantwortung. Die Entscheidung 
liegt aber bei den Konfliktträgern selbst. Kleine Gruppierungen dürfen sich nicht 
frühzeitig radikalisieren, denn dabei besteht die Gefahr, dass sie verheizt 
werden. Das Problem dabei ist häufig die Überschätzung der Schutzfunktion 
externer Akteure. Wir müssen gegenüber unseren Partnern realistisch aufzeigen, 
wo unsere Grenzen liegen und wo das Risiko auf ihren Schultern liegt. Das hängt 
jeweils von den Partner- und Konfliktstrukturen ab. 

Gero Erdmann: Liegt der Anfang der Überschätzung der eigenen Fähigkeiten 
nicht schon darin zu denken, man könne den Partner in Konflikte treiben und sie 
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stehen nachher allein da? Meist kennen die Partner die politischen und sozialen 
Verhältnisse, in denen sie agieren, sehr viel besser als wie von außen. Eine 
versprochene Schutzfunktion, die nicht eingehalten wird, ist allerdings fatal. Aber 
wann wagt sich jemand, eine solche Schutzgarantie auszusprechen? 

Umsetzungsbedingungen und Akteure der Demokratieförderung 

Welche Hindernisse existieren in den Förderländern selbst? Ich habe das 
Gefühl, dass die deutsche Außen- und Entwicklungspolitik vor allem auf 
Stabilität ausgerichtet ist. Wie beurteilen Sie diese Strategie und ihre 
langfristigen Auswirkungen? 

Gero Erdmann: Es gibt ganz unterschiedliche, auch widerstreitende Interessen 
in der deutschen Außenpolitik. Das klassische Beispiel ist der Umgang mit dem 
Apartheid-Regime in Südafrika, das deklaratorisch verurteilt wurde, aber über 
das nie Wirtschaftssanktionen verhängt wurden. Die Konrad-Adenauer-Stiftung 
hat damals in Südafrika mit der berüchtigten Inkatha-Bewegung zusammen-
gearbeitet und ist dafür heftig kritisiert worden.  Im Nachhinein gibt es plausible 
Gründe, dass die Kooperation mit dem dubiosen Akteur vielleicht ganz sinnvoll 
war. Es handelt sich um eine Gratwanderung, wie nachhaltig man 
wertgebundene Politik verfolgt umsetzt. Setzt man die Werte ganz oben an oder 
lässt man sich aus taktischen Gründen doch mit weniger demokratischen 
Akteuren ein? Am Beispiel Simbabwes sieht man die Abwägungsschwierigkeiten 
erneut. Auf der einen Seite müssen die Sanktion gegen Simbabwe – 
Einreiseverbote gegenüber der politischen Elite nach Europa – fast lächerlich 
erscheinen und ohne Wirkung geblieben. Die andere Frage ist aber, in welchem 
Ausmaß harte Sanktionen die Bevölkerung treffen. Es ist eine 
Werteentscheidung, die nicht einfach zu treffen ist. Zweifellos gibt es auch 
Stabilitäts- und schlichte Wirtschaftsinteressen, die sich vor Wertorientierungen 
schieben. Aber die sind nicht die einzigen konfliktiven Reaktionen auf autoritäre 
Regime. Ich meine nach wie vor, dass die Bundesregierung damals gegenüber 
dem Apartheidsregime in Südafrika mehr hätte tun können, ohne gleich etwa der 
Präsenz der politischen Stiftungen oder den deutschen Unternehmen im Land 
ganz hart zu schaden. Es ist natürlich schwierig zu beurteilen, ob mehr 
Maßnahmen wirklich mehr erzielt hätten. Ein Teil der Unternehmen in Südafrika, 
deren Sozialpolitik nicht die schlechteste Partizipationsmöglichkeit für ihre 
Arbeiter dargestellt hat, ist auch hart verurteilt worden. Man müsste das ein 
zweites Mal analysieren.  
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Es existiert eine Vielzahl verschiedener Akteure auf nationaler und auf 
internationaler Ebene. Welche Art von Dialog besteht zwischen den 
verschiedenen Geberländern und wie intensiv ist er? 

Christian Grünhagen: Im Vergleich zu anderen Bereichen gibt es weniger 
internationale Foren, die sich mit Demokratieförderung auseinandersetzen. Das 
hat eventuell mit der Debatte zu tun, dass so viele unterschiedliche Akteure 
existieren. Es scheint schwierig, eine gemeinsame Ebene zu finden. Aber es gibt 
internationale Plattformen, die sich mit dem Thema auseinandersetzen. Auf 
internationaler Ebene gibt es ‘International Idea’, eine internationale Organisation 
mit über 20 Mitgliedsstaaten, die sich der internationalen Demokratieförderung 
verschrieben haben und einerseits als ‘think tank’ funktionieren, andererseits 
aber auch den internationalen Dialog zu bestimmten Themen initiieren und 
Beratungsleistungen anbieten. Ansonsten gibt es im OECD-Raum ein 
government agreement und innerhalb der EU ein Finanzierungsinstrument zur 
Förderung von Demokratie und Menschenrechten. Der wichtigste Akteur sind 
natürlich die UN, die bei Fragen der Demokratieförderung und ihren einzelnen 
Sektoren eine erhebliche Rolle spielen. 

Gero Erdmann: Vor Ort gibt es in verschiedenen Ländern informelle 
Abstimmungsgremien, die einmal im Monat tagen. Dabei handelt es sich um 
Gremien auf lokaler Ebene, deren Tragfähigkeit aber in hohem Maße jeweils von 
den beteiligten Personen und ihren Interessen abhängt; sie sind in aller Regel 
wenig institutionalisiert. 

Wie sucht man sich Partner in der Demokratieförderung aus? Sind diese 
nicht Teil der Eliten? Welche Legitimität haben nichtstaatliche Akteure? 
Und werden durch Demokratieförderung überhaupt die Interessen der 
Schwächsten gestärkt? 

Gero Erdmann: Nichtstaatliche Organisationen wie die HBS haben eigentlich 
keine ‘Legitimität’ (wie etwa gewählte Parlamentarier oder ihre Parteien). Nur 
durch den Partner kann ihre Tätigkeit legitimiert werden – beziehungsweise 
durch die Regierung des Gastlandes, die ihr die Erlaubnis zur Arbeit gibt. Wenn 
es im Land jemanden gibt, der die Unterstützung akzeptiert und entgegennimmt, 
dann ist das für mich ‘legitim’. Das Problem besteht in der Frage, mit wem die 
Zusammenarbeit gesucht werden kann. Größtenteils wird tatsächlich mit 
einheimischen Eliten zusammengearbeitet. Das kann teilweise kaum anders 
sein, da in Gesellschaften, in denen nur wenige zivilgesellschaftliche 
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Organisationen existieren, diese zumeist Mittelschichten an der Spitze haben. 
Demokratie ist ein elitärer Betrieb, das Sagen hat meist die Elite. Besonders in 
jungen liberalen Demokratien ist Demokratie eine elitäre Veranstaltung. Damit 
gibt es das Problem, dass eine partizipatorische und soziale Demokratie erst 
nach einem langen Entwicklungsweg erreicht werden kann. Es ist eine Kunst, die 
entscheidenden Organisationen mit Massenbasis in Demokratisierungsprozess 
zu unterstützen. Die anschließende Entpolitisierung der Zivilgesellschaft nach 
gelungenen Transitionsprozessen ist überall zu beobachten: nach der 
zivilgesellschaftlichen Hochzeit im Transitionsprozess beherrschen in aller Regel 
die politischen Parteien das politische Alltagsgeschehen. Die Kulmination in der 
Transition ist eine Ausnahmeerscheinung, die in der Krise des autoritären 
Regimes begründet ist. 

Christian Grünhagen: Die Legitimität der nichtstaatlichen Partner ist eine 
wichtige Frage. Ich bin nicht der Meinung, dass wir uns nur auf Eliten 
konzentrieren sollten. Gerade die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen 
Akteuren ist wichtig, weil sie die Legitimität aus ihrer Basis ziehen. Partner 
können Eliten sein, weil sie als ‘change agents’ im Demokratisierungsprozess 
fungieren können, es müssen aber auch nichtstaatliche Organisationen sein, die 
die Interessen benachteiligter Bevölkerungsgruppen vertreten. Es können auch 
nichtstaatliche Organisationen sein, die ihre Legitimität aus fachlicher Expertise 
ziehen. Es gibt also ein breites Spektrum an Kooperationspartnern und man darf 
sich nicht ganz einseitig konzentrieren. 

Klaus Linsenmeier: Um die Zusammenarbeit mit Eliten kommt man nicht 
herum. Wenn Menschen für gesellschaftliche Probleme Sorge tragen, sind das 
nach meinem Verständnis Eliten. Dabei entsteht das Praxisproblem, mit welchen 
Eliten kooperiert werden soll. In den 1990er Jahren wurde der Fehler begangen, 
dass Eliten gesucht wurden, die ähnlich orientiert sind wie die Stiftung. Die Frage 
ist, ob diese einen politischen Wandel bewirken können. In Afghanistan findet 
nun eine Kooperation mit traditionellen Akteuren statt. Das ist notwendig, um 
nicht in den großstädtischen, aufgeklärten Milieus hängen zubleiben. 

Gero Erdmann: Die Zusammenarbeit mit Basisorganisationen ist wunderbar, 
wenn solche Organisationen zu finden sind. Nicht jede dieser Organisation ist 
automatisch demokratisch organisiert. In agrarischen und in industriell 
entwickelten Gesellschaften wird die politische Repräsentation zumeist durch die 
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mittlere und obere Mittelschicht ausgeübt, die über die dazu nötigen Ressourcen 
verfügen. Eine sogenannte Basisorganisation in armen Gesellschaften, die 
Einfluss haben möchte, muss vermutlich fast zwangsläufig in ihrer Spitze 
Personen aus der Mittelschicht haben. 

Demokratieförderung in einzelnen Ländern oder Regionen 

Welche Möglichkeiten der Demokratieförderung bestehen in den GUS-
Staaten, vor allem in Tschetschenien? 

Klaus Linsenmeier: Die Heinrich-Böll-Stiftung arbeitet in Russland und im 
Kaukasus. Die Ausgangssituationen in der Region sind sehr unterschiedlich. 
Verallgemeinernd kann gesagt werden, dass überall die Zivilgesellschaft fast 
fehlt und dadurch ein riesiges Problem entsteht. Die ehemalige Sowjetunion hat 
etwas hinterlassen, in dem es keine Kultur gibt, sich zu assoziieren. Entweder 
war der Staat dafür zuständig oder man hat sich im Freundeskreis bewegt. Die 
zivilgesellschaftliche Organisation ist dort, salopp ausgedrückt, platt gemacht 
worden. 

Es findet eine Zusammenarbeit mit den zivilgesellschaftlichen Akteuren statt, die 
es gibt. Leider findet momentan ein Rückwärtsgang statt, der in der Presse 
verfolgt werden kann. Zivilgesellschaftliche Akteure werden unterdrückt und 
Demokratie wird abgebaut. Tschetschenien ist sehr vermachtet und 
konfliktbeladen, so dass eine direkte Arbeit dort nicht möglich ist. Dort ist nur 
eine Berichterstattung, Politikbeobachtung und Kommunikation möglich. Die 
Heinrich Böll Stiftung kritisiert das Wegwischen des Konflikts aus der 
Öffentlichkeit. Russland ist ein wichtiger Partner in der Energieversorgung, aber 
man kann an den kriegerischen Auseinandersetzungen und den 
Menschenrechtsverletzungen nicht vorbeisehen. In diesem Zusammenhang 
möchte ich auf ein Buch hinweisen, das Ende des letzten Jahres erschien und 
sich mit dem Konflikt auseinandersetzt. 

Russland ist ein Staat, in dem Demokratieförderung von außen unglaublich 
bescheiden auftreten muss. Wir fördern zivilgesellschaftliche Akteure und 
Parteigründungen. Momentan gibt es dort aufgrund der zunehmenden 
Repression keinen Erfolg zu verzeichnen.  
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Wie glaubwürdig ist z.B. die deutsche Demokratieförderung in Palästina, 
wo in Zusammenarbeit mit anderen internationalen Akteuren lange Zeit ein 
Premierminister und freie Wahlen unterstützt wurden, deren Ergebnis aus 
deutscher Sicht sehr negativ waren, weswegen jetzt die Forderungen 
anders sind als vorher? 

Klaus Linsenmeier: Bei der Frage nach der Glaubwürdigkeit der 
Demokratieförderung in Palästina ist es wichtig, – das hat das Beispiel Algerien 
gezeigt – genau zu überlegen, wann man als internationale Gemeinschaft 
Wahlen fordert. Das darf nur dann passieren, wenn man auch bereit ist, das 
Wahlergebnis zu akzeptieren. 

Wirkungsanalysen in der Demokratieförderung                                                  
Welche Art der Demokratieförderung kann welche Wirkung erzielen und 
was kann mit welcher Maßnahme erreicht werden? Wie kann man das 
‘attribution gap’ überwinden? 

Gero Erdmann: Am Problem des attribution gaps wollen wir innerhalb eines 
geplanten Forschungsprojektes, arbeiten, das sich genau dieser Frage widmet. 
Bei den dann zu untersuchenden Maßnahmen wird beispielsweise Bildung als 
Beitrag zur Demokratieförderung wahrscheinlich nicht berücksichtigt. Bildung hat 
nur eine langfristige Wirkung, diese kann aber nur schwer nachgewiesen 
werden. Wenn heute stark ins Bildungswesen investiert und das 
Grundbildungswesen ausgebaut wird, so sind die Wirkungen erst in ein paar 
Jahren oder gar in einem Jahrzehnt in einer erhöhten Zahl von Schulabsolventen 
ablesbar. Auf den gegenwärtigen Demokratisierungsprozess hat das kaum zu 
bezeichnende Auswirkungen. Es geht vielmehr darum, vergleichend Transitions-
prozesse in Ländern zu analysieren und zu untersuchen, an welcher Stelle 
externe Akteure mit welcher Maßnahme eingreifen. Es wird also nach 
Plausibilitäten auf der Basis einer historisch orientierten vergleichenden Analyse 
gesucht. 
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Abschlussstatements 

Klaus Linsenmeier: Demokratieförderung wird zunehmend wichtiger werden 
und es ist positiv, dass das Arbeitsfeld seine Bedeutung zeigt. 
Demokratieförderung ist ein wesentlicher Querschnittsbereich der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Es bestehen einige Defizite und es gibt noch viel zu tun. Es 
handelt sich um einen spannenden Bereich und ich freue mich auf eine weitere 
Auseinandersetzung damit. 

Christian Grünhagen: Ich denke, wir sind auf keinem so schlechten Weg. Es 
besteht ein Anpassungsbedarf und es bedarf Erkenntnisse, um nachzuweisen, 
dass wir auf dem richtigen Weg sind. Die Diskussion hat Probleme in Erinnerung 
gerufen und auf die Wichtigkeit hingewiesen, verschiedene Akteure so gut wie 
möglich zu verbinden. 

Gero Erdmann: Den letzten Punkt kann ich nicht teilen. Die 
Demokratieförderung ist in der Entwicklungszusammenarbeit und der 
Außenpolitik in der Defensive und ich wünsche mir eine stärkere Offensive. 
Außerdem sollte die Evaluierungspraxis verbessert werden, wenn Effekte der 
Demokratieförderung nachgewiesen werden sollen. Dies könnte mit baseline-
studies, d.h. Evaluierungen die im Vorfeld und direkt nach einer Maßnahme 
durchgeführt werden, geschehen. Solche Studien sind leider nie gemacht 
worden, wären aber erforderlich. 
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